Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2225 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Margulies, 
Jacobi, Dr. Elbrächter, Geiger (München) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beschaffenheit von Wasch- und Reinigungsmitteln 
sowie dafür bestimmte Detergentien 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Wer als Hersteller oder Einführer vorsätzlich 
oder fahrlässig Detergentien, die dazu bestimmt 
sind, Wasch- und Reinigungsmitteln zugesetzt zu 
werden und die nicht den nach § 2 bestimmten Min- 
destanforderungen entsprechen, nach dem 31. Okto- 
ber 1962 in den Verkehr bringt oder selbst in Ge- 
wässer einleitet oder einbringt, handelt ordnungs- 
widrig. Satz 1 gilt auch für Wasch- und Reinigungs- 
mittel, denen solche Detergentien beigefügt sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Ausfuhr oder 
Durchfuhr der bezeichneten Stoffe. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn die Stoffe als 
Probe zu Untersuchungszwecken an einen anderen 
abgegeben werden. 

§ 2 

Zur Erleichterung der Anpassung an den jewei- 
ligen Stand der Technik bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates erstmalig bis zum 31. Oktober 1961 für 
die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Stoffe die Mindest- 
anforderungen an Abbaubarkeit oder Zerfall in 
Wasser sowie das dafür erforderliche Meßverfahren. 
Die Stoffe müssen so beschaffen sein, daß sie durch 
biologische Vorgänge in den bisher üblichen Klär- 
anlagen oder in den natürlichen Gewässern so ab- 
gebaut werden oder daß sie so zerfallen, daß auch 
unter Berücksichtigung der durch Abbau oder Zer- 
fall entstehenden Produkte bei Einleitung der Stoffe 
in Gewässer diese nicht nachteilig verändert wer- 
den. 


§ 3 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann von dem Einführer oder Hersteller eines der 
in § 1 Abs. 1 bezeichneten Stoffe die zur Über- 
wachung notwendigen Auskünfte und die Vorlage 
der einschlägigen geschäftlichen Unterlagen verlan- 
gen sowie Prüfungen vornehmen. Zur Vornahme der 

1 Prüfungen können Bedienstete der Behörde und 
■ deren Beauftragte die Geschäftsräume der Hersteller 
j oder Einführer betreten; das Grundrecht des 
I Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
I schränkt. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung oder des Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die Bediensteten der nach Landesrecht zustän- 
; digen Behörde oder deren Beauftragte dürfen Ge- 
heimnisse eines anderen, die ihnen bei ihrer Tätig- 
keit bekanntgeworden sind, insbesondere Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt offen- 
baren oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im 
Dienst sind oder wenn ihre Tätigkeit beendet ist. 
Dies gilt auch für andere Personen, die durch dienst- 
liche Berichterstattung von den in Satz 1 bezeich- 
neten Tatsachen Kenntnis erhalten. 

§ 4 

I (1) Wer vorsätzlich die durch § 3 Abs. 3 begrün- 
dete Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 
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(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Ver- 
letzten ein. 

§ 5 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 3 Abs. 1 und 2 die Auskunft 
nicht, unrichtig, nicht vollständig oder nicht frist- 
gemäß erteilt, die Geschäftsunterlagen nicht, nicht 
vollständig oder nicht fristgemäß vorlegt oder die 
Duldung von Prüfungen verweigert. 

§ 6 

Begeht jemand in einem Unternehmen eine durch 
§ 1 Abs. 1 oder § 5 mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung, so kann gegen den Inhaber oder Leiter des 
Unternehmens oder den gesetzlichen Vertreter des 
Inhabers oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Ver- 
tretung berufenen Organs einer juristischen Person 
oder einen vertretungsberechtigten Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße 
festgesetzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahr- 
lässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und der 
Verstoß hierauf beruht. Die Geldbuße ist nach § 9 
zu bemessen. 

§ 7 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungswidrig- 
keit im Sinne des § 1 Abs. 1 oder § 5, so kann auch 
gegen die juristische Person oder die Personen- 
handelsgesellschaft eine nach § 9 zu bemessende 
Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt oder den Gewinn, den die 


juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr bezogen hat. 

§ 8 

§ 1 Abs. 1 und § 5 gelten auch für denjenigen, 
der als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
sonst als Vertreter eines anderen handelt. 

§ 9 

Eine Ordnungswidrigkeit nach § 1 Abs. 1 oder 
§ 5 kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 20 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu 10 000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

§ 10 

Die Verfolgung von Ordnungs Widrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§ 11 

Stoffe, auf die sich eine in § 1 Abs. 1 bezeichnete 
Ordnungswidrigkeit bezieht, können nach den §§ 17 
bis 26 des Gesetzes über Ordnungs Widrigkeiten ein- 
gezogen werden. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des .Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
überleitungsgesetzes. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. November 1960 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Dr. Elbrächter 
Geiger (München) 
Bausch 
Berberich 
Burgemeister 
Dr. Even (Düsseldorf) 
Finckh 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg 
Gedat 
Hackethal 
Dr. Hesberg 
Heye 
Kraft 

von Lindeiner-Wildau 
Dr. Dr. Oberländer 
Dr. Preiss 
Rösing 


Ruf 

Dr. Schwörer 
Siebei 

Spies (Emmenhausen) 
Dr. Toussaint 

Bading 

Jacobi 

Bauer (Würzburg) 
Höhne 
Jaksdi 
Peters 
Ritzel 

Schmitt-Vockenhausen 
Schröter (Berlin) 
Striebeck 
Frau Wolff 


Margulies 
Dr. Bücher 
Dr. Dahlgrün 
Dr. Dehler 
Eberhard 
Frau Friese-Korn 
Keller 

Kühn (Bonn) 

Mauk 

Dr. Rutschke 
Scheel 

Dr. Schneider (Saarbrücken) 
Weber (Georgenau) 

Schneider (Bremerhaven) 
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Begründung 


Allgemeines 

Seit etwa zehn Jahren werden in Deutschland 
anstelle der bisherigen Fettseifen in zunehmendem 
Maße Detergentien verwendet, die aus den Deriva- 
ten von Erdöl entwickelt worden sind. Zu 70 bis 
80 V. H. wird das Detergent TBS (Tetrapropylenben- 
zolsulfonat) verwendet. Den zweifellos großen 
waschtechnischen Vorzügen dieses Mittels stehen 
aber große Nachteile gegenüber: Das TBS ist in 
normalen Kläranlagen nur zu etwa 20 bis höchstens 
30 V. H. abbaubar; durch die Schaumwirkung treten 
weitere Schwierigkeiten bei der Beseitigung anderer ^ 
im Abwasser enthaltener Sinkstoffe auf; durch die 
geringe Abbaufähigkeit gelangt TBS wieder in den 
Vorfluter. Deshalb besteht, wenn in dicht besiedel- 
ten Gebieten Brauchwasser mehrmals aulbereitet 
wird, die Gefahr einer erheblichen Anreicherung. 

Gelangt TBS in den Boden, so wird es dort nicht — 
wie die Fettseifen — zerstört, sondern bildet viel- 
mehr Filme um die Bodenkoloide und verringert 
dadurch die Filterwirkung des Bodens. Es besteht 
die Gefahr, daß das im Boden enthaltene TBS und 
auch andere Bodenbakterien und Viren, die sonst 
durch die Koloide absorbiert worden wären, in das 
Grundwasser gelangen. 

Die tatsächlichen Verhältnisse zeigen, daß in ein- 
zelnen Gegenden das Grundwasser bereits nennens- 
werte Mengen von Detergentien enthält. Im Trink- 
vmsser hat man z. T. 1,5 bis 1,7 mg/1 an TBS fest- 
stellen können. Solches Trinkwasser zeigt uner- 
wünschte Schaum Wirkungen, außerdem leidet auch 
der Geschmack. Am bekanntesten und auffallend- 
sten ist der hohe Detergentien-Gehalt in unseren 
Strömen und Flüssen. Gerade der sehr trockene ^ 
Sommer 1959 hat gezeigt, daß unser Wasser nicht | 
nur durch die bisherigen Zusätze wie Salze, Phenole, ‘ 
Öle usw., sondern auch durch nennenswerte Men- 
gen (bis zu 0,4 und 0,7 mg/1 im Rhein) von Deter- 
gentien verunreinigt worden sind. 

Die pharmakologische Untersuchung der Detergen- 
tien hat eine sehr hohe Giftwirkung gegenüber 
niederen Organismen gezeigt; auch gegenüber 
Fischen wirken höhere Konzentrationen zweifellos 
nachteilig; wenige Milligramm je Liter sind mit 
Sicherheit schädlich. Beim Menschen haben sich auch 
bei längeren Untersuchungsreihen noch keine Schä- 
den gezeigt. Diese Tatsache darf aber nicht als 
Argument für die absolute Unschädlichkeit benutzt 
werden, da die Erfahrungen noch relativ jung sind. 
Im übrigen sollte hinsichtlich der pharmakologischen 
und gesetzlichen Anforderungen an Detergentien 
der gleiche strenge Maßstab angelegt werden wie 
gegenüber Fremdstoffen in der Lebensmittelgesetz- 
gebung. Es muß als höchst unerwünscht gelten, 
wenn — abgesehen davon, daß das Trinkwasser 
auch schon durch relativ geringe Gehalte an Deter- 
gentien geschmacklich und physikalisch-chemisch 
nachteilig beeinllußt wird — dem menschlichen 
Körper ständig Fremdstoffe zugeführt werden. 


Die Antragsteller sind daher der Auffassung, daß 
ein Verbot für das Inverkehrbringen solcher Deter- 
gentien ausgesprochen werden sollte, die in den 
bisher üblichen Kläranlagen oder in den natürlichen 
Gewässern nicht in ausreichend erscheinendem 
Maße abgebaut werden. Ein solches Verbot er- 
scheint auch deswegen wünschenswert, weil be- 
kanntgeworden ist, daß heute solche Detergentien 
angeboten werden können, die bei ausreichender 
Waschwirkung biologisch in hohem Maße abgebaut 
werden. Selbstverständlich muß der Industrie ver- 
nünftigerweise Gelegenheit gegeben werden, ihre 
Produktionsanlagen umzustellen oder aber ggf. 
neue Anlagen zu erstellen. Ein Zeitraum von zwei 
Jahren, beginnend mit dem Zeitpunkt der Einbrin- 
gung dieser Vorlage, erscheint angemessen, nach- 
dem bekanntgeworden ist, daß von der deutschen 
chemischen 'Industrie seit längerer Zeit erfolgver- 
sprechende Versuche zur Herstellung eines abbau- 
fähigen Detergents angestellt werden. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Es sollen alle Detergentien erfaßt werden, die in 
Verbindung mit Wasch- und Reinigungsmitteln in 
die Gewässer gelangen können und an die des- 
halb Mindestanforderungen zu stellen sind. Das 
Bedürfnis, ein solches Verbot auch für die Deter- 
gentien in der Aus- und Durchfuhr zu erlassen, be- 
steht für den deutschen Gesetzgeber nicht (vgl. auch 
§ 5b des Lebensmittelgesetzes). 

Zu § 2 

Die Festsetzung der Mindestanforderungen und das 
dabei anzuwendende Meßverfahren soll durch 
Rechtsverordnung erfolgen. Dies empfiehlt sich, 
v/eil die Werte auf diesem Wege schneller den 
fortschreitenden wissenschaftlichen und technischen 
Erkenntnissen angepaßt werden können. 

Zu §§ 3 und 4 

Die zur Überwachung und zum Schutze der über- 
wachten notwendigen Vorschriften sind an §§ 41 
und 42 des Entwurfs eines Außenv/irtschaftsgeset- 
zes — Drucksache 1285 — angelehnt. 

Zu §§ 5 bis 10 

Die Verstöße sollen nicht als Kriminal-, sondern als 
Ordnungsunrecht bewertet werden; im übrigen sind 
die Vorschriften in § 31 Abs. 4 Nr. 3, §§ 33 bis 36 
des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes an- 
gepaßt. 

Zu § IJ 

Um jeden Anreiz der Zuwiderhandlung zu nehmen, 
ist es notwendig, die nicht den Mindestanforderun- 
gen entsprechenden Detergentien einzuziehen. Die 
Vorschrift entspricht § 7 Satz 1 des Wirtschafts- 
strafgesetzes 1954. 
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